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KKW-Laufzeitverlängerung: 
„Kniefall vor der Atom-

lobby“ oder „großer Wurf 
für Deuts�land“?

Eine Untätigkeitsklage gegen die 
für das Kernkraftwerk Krüm-
mel (1 346 MW) zuständige 

Atomaufsicht Schleswig-Holstein 
hat Greenpeace Mitte September 
beim Oberverwaltungsgericht in 
Schleswig eingereicht. Die Atom-
aufsicht hat bisher nicht fristge-
recht auf den Antrag auf Widerruf 
der Betriebsgenehmigung für das 
Kernkraftwerk Krümmel reagiert, 
begründete die Umweltorganisation 
ihr Vorgehen. Diesen Antrag hatte 
Greenpeace am 11. August vergan-
genen Jahres gestellt. Begründet 
wurde dieser mit dem Atomgesetz, 
das einen Widerruf der Betriebs-
genehmigung wegen erwiesener 
Unzuverlässigkeit des Anlagenbe-
treibers ermögliche. Das Kernkraft-
werk Krümmel ist nach Ansicht von 

Greenpeace nicht gegen den Aufprall 
eines großen Passagierflugzeuges ge-
schützt, der einen schweren Atomunfall 
auslösen könnte.

Gemeinsam mit Anwohnern soll 
daher von dem Klagerecht Gebrauch 
gemacht werden, das Bundesumwelt-
minister Norbert Röttgen (CDU) künf-
tig abschaffen will. „Nach den Plänen 
von Schwarz-Gelb soll es bald nicht 
mehr möglich sein, gegen solch riskan-
te Atommeiler zu klagen“, heißt es bei 
Greenpeace. Röttgen müsse dieses Ge-
setz daher stoppen.

Greenpeace liegt der Regierungs-
entwurf einer geplanten Novelle des 
Atomgesetzes vor: Laut Paragraph 7d, Ab-
satz 1, sollen Flugzeugabstürze künftig als 
erweitertes „Restrisiko“ gelten. Eine Kla-
gemöglichkeit für betroffene Dritte werde 
darin ausdrücklich ausgeschlossen.

„Damit hebelt die schwarz-gelbe 
Bundesregierung ein Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichtes aus dem Jahr 
2008 aus“, so die Umweltorganisation. 
Das Gericht hatte betroffenen Bürgern 
ein Klagerecht gegen den Betrieb eines 
Kernkraftwerkes eingeräumt und einen 
Flugzeugabsturz nicht mehr als „Rest-
risiko“ eingestuft. So entschied auch 
das Oberverwaltungsgericht Lüneburg 
im Juni dieses Jahres.

Der Reaktorblock in Krümmel soll 
nach Angaben der Betreibergesell-
schaft Vattenfall im kommenden Jahr 
wieder in Betrieb genommen werden. 
Anfang Juli 2009 hatte sich das Kern-
kraftwerk nach einem Kurzschluss in 
einem Transformator schnellabge-
schaltet. Zuvor stand der Meiler wegen 
eines Trafo-Brandes seit Sommer 2007 
still.  �

Greenpeace klagt weiter  
auf Stilllegung von Krümmel

Es verspricht ein heißer energie-
politischer Herbst zu werden 
in Berlin. Die lautstarke Kritik 
am Energiekonzept der Regie-

rung entzündet sich vor allem an der 
beabsichtigten Laufzeitverlängerung 
für Kernkraftwerke. „Kniefall vor der 
Atomlobby“ einerseits, „großer Wurf 
für Deutschland“ andererseits: Ein hef-
tiger Schlagabtausch in der Presse und 
massiver Protest in der Öffentlichkeit 
kennzeichnen das Thema.

Was in der Nacht vom 5. zum 6. Sep-
tember als Eckpunktevereinbarung 
mit den Energieversorgern geschlos-
sen wurde, mag nicht nur politisch 
brisant und umstritten sein. Es ist auch 
juristisch unklar. Die Bundesregierung 
spricht auf ihrer Internetseite davon, 
sich auf Eckpunkte mit den vier gro-
ßen Energieversorgern „verständigt zu 
haben“. An anderer Stelle heißt es, die 
vier großen Stromkonzerne hätten sich 
„vertraglich verpflichtet“ − juristisch 

macht dies sehr wohl einen Unter-
schied.

Das Dokument lässt die Frage offen. 
So folgt auf die Vorbemerkung zum 
Eckpunktepapier die Überschrift 
„Förderfondsvertrag: Term Sheet“. Ein 
term sheet lässt sich allgemein als Fest-
legung von Inhalten für eine zukünf-
tige Zusammenarbeit beschreiben, es 
ist indessen oftmals ohne rechtliche 
Verbindlichkeit. Tatsächlich geht auch 
aus dem Dokument verschiedentlich 
hervor, dass das Wirksamwerden des 
term sheet und der Abschluss des 
nachfolgenden Vertrages noch unter 
Bedingungen stehen.

Ob der in seinen Eckpunkten um-
schriebene Vertrag in Kraft tritt (vor-
gesehen ab 1. Januar 2011), hängt 
wiederum davon ab, ob die gesetzliche 
Neuregelung zur Laufzeitverlängerung 
wirksam wird. Dagegen ist bereits eine 
Reihe verfassungsrechtlicher Beden-
ken erhoben worden. Neben Missach-

tung des Demokratieprinzips ist vor 
allem die Frage nach der Verfassungs-
mäßigkeit der Laufzeitverlängerung 
im Hinblick auf die Beteiligung des 
Bundesrates aufgeworfen worden.

Nach der Wahl in Nordrhein-West-
falen scheint eine Zustimmung für die 
Laufzeitverlängerung in der Länder-
kammer so gut wie aussichtslos. Da 
wundert es kaum, wenn die Bundes-
regierung betont, die Laufzeitverlän-
gerung bedürfe keiner Zustimmung 
des Bundesrates. Juristisch ist dies 
allerdings höchst umstritten. Mehrere 
anderslautende juristische Äußerun-
gen liegen bereits vor und zahlreiche 

Klagen von Opposition und Verbän-
den sind angekündigt.

Worum es dabei geht? Das Gesetz 
zur geordneten Beendigung der 
Kernenergienutzung vom 22. April 
2002 knüpft − ausgehend von der 
damaligen Vereinbarung zwischen 
Bundesregierung und den vier gro-
ßen Stromkonzernen − das Erlö-
schen der Betriebsberechtigung der 
bestehenden Kernkraftwerke an die 
Erreichung bestimmter Elektrizitäts-
mengen. Verbunden mit dem Verbot 
von Genehmigungen für neue Kern-
kraftwerke soll das Gesetz das Ende 
der kommerziellen Nutzung von 
Kernenergie herbeiführen und damit 
auch die im Wege der Bundesauf-
tragsverwaltung durch die Länder 
wahrgenommenen Verwaltungsauf-
gaben beenden.

Bei der Laufzeitverlängerung 
wird es sich um kein neues zustim-
mungsbedürftiges Gesetz handeln, 
sondern lediglich um die Änderung 

eines solchen. Ein Änderungsgesetz 
bedarf dann der Zustimmung des 
Bundesrates, wenn die bisher zustim-
mungsbedürftigen Vorschriften eine 
wesentlich andere Bedeutung und 
Tragweite erhalten oder wenn es die 
Geltungsdauer eines befristeten Zu-
stimmungsgesetzes verlängert. Ob 
diese Voraussetzungen bei der Lauf-
zeitverlängerung erfüllt sind, ist um-
stritten.

Wie re�tsverbindli� ist der 
vereinbarte „term sheet“?

Die bisherige Begrenzung durch Auf-
brauchen der Reststrommengen steht 
zwar einer Befristung der Aufgaben-
übertragung an die Länder gleich. 
Werden die noch produzierbaren 
Strommengen erhöht (wie es die Eck-
punktevereinbarung vorsieht) und 
die Betriebszeiten der Kernkraftwerke 
dadurch verlängert, wird sich auch 
die Verwaltungstätigkeit der Länder 
verlängern. Ob eine solch quanti-
tative Aufgabenlasterhöhung allein 
ausreicht, ist nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Luft-
sicherheitsgesetz fraglich. Das Gericht 
fordert vielmehr, dass sich die „ver-
längerte“ Aufgabenwahrnehmung der 
Länder auch qualitativ auswirkt, sich 
als wesentliche Veränderung der Be-
deutung und Tragweite der übernom-
menen Aufgabe darstellt.

Dass die Laufzeitverlängerung nicht 
nur quantitativ zu Buche schlägt, son-
dern auch qualitative Auswirkungen 
hat, darin ist sich die Fachliteratur 
zum großen Teil einig. Begründet 

wird dies damit, dass den Ländern 
etwa die Prüfung des Risikos terroris-
tischer Angriffe und der gebotenen 
umfassenden Nachrüstungen, die auf-
grund der bisherigen Begrenzung der 
Betriebszeit unterblieben sind, und 
andere Aufgaben zur Sicherung der 
Kernkraftwerke übertragen würden. 
Eine Zustimmungsbedürftigkeit sei 
wegen dieser Aufgaben mit wesentlich 
anderer Bedeutung und Tragweite als 
bisher zu bejahen.

Neben der Verletzung der Organ-
kompetenz des Bundesrates ist zudem 
fraglich, wie die Bundesregierung ihre 
Entscheidung in Bezug auf das Gesetz 
für den Vorrang erneuerbarer Ener gien 
(EEG) rechtfertigt. Der Vorwurf der 
Kritiker geht dahin, dass bei längeren 
Laufzeiten für Kernkraftwerke drin-
gend erforderliche Netzkapazitäten 
zum Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien blockiert werden.

Wie die Sache letztendlich ausgehen 
wird? Das bleibt abzuwarten und wird 
wohl erst durch das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe entschieden. 
Bis dahin bleibt der Herbst in Berlin 
heiß, zumindest mit Blick auf die Ener-
giepolitik.  �
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Warten auf Karlsruhe
Die Laufzeitverlängerung für Kernkraftwerke birgt auch 

juristisch einige Hürden, erläutert Janko Geßner* . 


